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Im Gegensatz zur Voraufl age ist Anlass für die Neuaufl age nicht eine Än-
derung der spezifi schen aufsichtsrechtlichen Regelungen für das Outsour-
cing. Anlass hierfür ist vielmehr der durch die Finanzmarktkrise erneut in 
den Vordergrund gerückte strukturbedingte Veränderungsdruck innerhalb 
der Finanzwirtschaft. Zu den unverändert bestehenden betriebswirtschaftli-
chen Notwendigkeiten ist eine krisenbedingte Welle neuer oder verschärfter 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben hinzugekommen. Auch die Überwachung der 
Einhaltung dieser Bestimmungen durch die Aufsicht wurde intensiviert. Auf 
globaler Ebene liegt die Federführung unverändert beim Baseler Ausschuss. 
Wichtige Impulse wurden jedoch auch durch das Financial Stability Forum 
beziehungsweise Board gesetzt. Für die EU-Staaten erfolgt die Umsetzung 
durch Änderungen der Capital Requirement Directive (CRD II bis IV). Wäh-
rend die ersten Neuregulierungen auf europäischer Ebene bereits beschlossen 
wurden, befi nden sich zum Zeitpunkt der Verfassung der Neuaufl age weitere 
Überarbeitungsvorschläge noch in der Diskussion. Auf nationaler Ebene sind 
erste Gesetzesänderungen ebenfalls bereits beschlossen worden.

Zur Erhaltung und Sicherung ihrer Wettbewerbsfähigkeit und zur Erfüllung 
der gesteigerten aufsichtsrechtlichen Anforderungen müssen die Institute ihre 
Geschäftsmodelle und ihre Aufbau- und Ablauforganisation einer eingehen-
den Überprüfung unterziehen. Dabei kommt der Konzentration der Institute 
auf ihre Kernkompetenzen wiederum ein besonderes Gewicht zu. In zahlrei-
chen Fällen führte dies zu der Entscheidung, sich von kompletten Geschäfts-
feldern oder zumindest einzelnen Portfolien zu trennen. Diese Entwicklung 
wird voraussichtlich anhalten. Eine derartige Trennung kann im Wege der 
Ausgründung mit späterem Verkauf oder durch Abspaltung von Geschäftsbe-
reichen erfolgen, die nicht zu den Kernbereichen eines Instituts gehören. Sie 
kann jedoch auch durch eine bloße Auslagerung der diesbezüglichen Aktivi-
täten und Prozesse erfolgen. Neben dem klassischen Outsourcing auf einzel-
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ne Dienstleister können hierfür auch die Einrichtung und gemeinschaftliche 
Nutzung von Shared-Service-Centern eine insbesondere unter betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten interessante Gestaltungsalternative sein. 

Insgesamt müssen also die Fragen nach Kosteneffi  zienz, Prozessoptimierung 
und gänzlich neuen Geschäftsmodellen gestellt, diskutiert und beantwortet 
werden. Die in den Vorjahren bereits zu beobachtende Tendenz zur „Prozes-
sindustrialisierung“ wird sich dabei vermutlich verstärkt fortsetzen. Outsour-
cing und Insourcing, die einen gewissen Standardisierungsgrad voraussetzen, 
werden dadurch erneut an Stellenwert gewinnen. Vor diesem Hintergrund 
war jedoch auch eine Überarbeitung des vorliegenden Handbuchs notwendig 
und sinnvoll. 

Neben der inhaltlichen Aktualisierung erfolgte eine Ausrichtung der Beiträge 
auf Institute im Sinne des KWG. Die Beiträge zum Outsourcing bei Kapital-
anlagegesellschaften sind nicht mehr Bestandteil der 3. Aufl age. Für diese ist 
mit dem Wegfall der Kreditinstitutseigenschaft § 25a Abs. 2 KWG nicht mehr 
unmittelbar einschlägig. Zu gegebener Zeit wird es nach zwischenzeitlich hier-
zu am 30. Juni 2010 verkündeten InvMaRisk eine gesonderte, auf die Branche 
zugeschnittene Abhandlung der interessierenden ' emen geben. 

Die nun vorliegende dritte, vollständig überarbeitete Aufl age des Standard-
werkes versteht sich unverändert als Praxisleitfaden für das Management von 
Outsourcing-Projekten. In übersichtlichen Einzelbeiträgen werden alle aktuel-
len aufsichtsrechtlichen Regelungen erläutert und praktische Erfahrungen aus 
den letzten Jahren überliefert. Besonderen Praxisbezug bietet die Darstellung 
von häufi g beobachteten Prüfungsfeststellungen und typischen Fallstricken 
bei Auslagerungen. Das Buch gibt dabei nicht nur auslagernden Instituten, 
sondern auch Out- und Insourcern Hilfestellungen.

Gegenüber der 2. Aufl age hat es Veränderungen im Autorenkreis gegeben. 
Neu hinzugekommen sind Nicole Fischer, Larissa Knöfl er, ' omas K. Otto, 
Nina Spilles, Dr. Antonius Tzouvaras und Rainer Wilken.
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Sourcing als Grundlage der Transformation von Banken

Sourcing als Grundlage der 

Transformation von Banken

Rainer Wilken & � omas K. Otto

Notwendigkeit der A. 

Transformation von Banken

Viele Finanzinstitute in Deutschland müssen sich radikal verändern, um wie-
der nachhaltig erfolgreich zu werden. Die Finanzkrise von 2008, die auch 
die Insolvenz von Lehman Brothers mit sich brachte, hat gezeigt, dass die 
internen Strukturen vieler Banken nicht fl exibel genug waren, um sich an eine 
neue Situation auf den internationalen Finanzmärkten anzupassen. Zudem 
verändert sich der deutsche Bankenmarkt als Folge der Krise tiefgreifend. So 
mussten Institute faktisch verstaatlicht und Kredite teilweise auf eine staatli-
che Abwicklungsbank übertragen oder in eine neu eingerichtete Abwicklungs-
einheit innerhalb der Bank ausgegliedert werden. Die in diesem Zusammen-
hang geforderten Verkäufe von Beteiligungen und Geschäftsbereichen der 
vom Staat gestützten Institute werden die Bankenlandschaft in den nächsten 
Jahren weiter nachhaltig verändern. Nur ein Institut, das sich fl exibel auf diese 
Veränderungen vorbereiten und einstellen kann, wird gestärkt aus der Krise 
hervorgehen.

Die anstehenden Veränderungen im Bankenmarkt werden von einer Verschär-
fung der regulatorischen Regelungen für Banken begleitet. Als Reaktion auf 
die staatlichen Rettungspakete hat die nationale und internationale Politik 
Änderungen der Regulierungsanforderungen angekündigt. Auch wenn zum 
jetzigen Zeitpunkt der vollständige Umfang dieser Änderungen noch nicht 
klar defi niert ist, so gilt es bereits heute als sicher, dass die Umsetzung erhebli-
che Anpassungen in den Banken erforderlich machen wird.

Sourcing als Grun
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Neben den anstehenden strukturellen Veränderungen im deutschen Ban-
kenmarkt wird der globale Wettbewerb weiter zunehmen. Insbesondere die 
internationalen Banken, welche sich durch Kapitalmarktaktivitäten schneller 
von der Finanzmarktkrise erholen konnten, nutzen die aktuelle Situation für 
Expansion und Akquisition. Deutschland als einer der größten Bankenmärkte 
innerhalb Europas ist für viele ausländische Institute ein Zielmarkt für Merger 
& Acquisition-Aktivitäten. 

Die bevorstehenden Veränderungen im deutschen Markt bieten jenen Insti-
tuten, die sich fl exibel an die neue Situation anpassen können, die Chance, 
ihre Marktposition nachhaltig zu verbessern. Hierbei gilt es, vorhandene star-
re und unfl exible Strukturen in der eigenen Organisation aufzubrechen und 
durch anpassungsfähige und modularisierte Strukturen zu ersetzen („ Transfor-
mation“). Diese fl exiblen Strukturen ermöglichen dem Institut eine (kosten-)
effi  ziente Reaktionsmöglichkeit auf Veränderungen im Kunden- und Mark-
tumfeld sowie auf neue regulatorische Anforderungen. 

Die Finanzkrise hat den Fokus der Institute somit wieder auf die Transfor-
mation ihrer Organisation gelenkt. Die Institute aller drei Säulen (öff entlich-
rechtliche Institute, Genossenschaft- und Privatbanken) des deutschen Ban-
kenmarktes müssen sich weiter an die Erfordernisse des nationalen und inter-
nationalen Finanzmarktes anpassen, um weiter erfolgreich agieren zu können. 
Die notwendige Transformation umfasst unter anderem die Anpassung der 
Organisationsstruktur, der Prozesse, der IT-Systeme und nicht zuletzt die 
Verbesserung der Mitarbeiterstruktur, um eine fl exiblere Zielstruktur zu er-
reichen. Ein wesentliches strategisches Instrument der Banken zur organisato-
rischen Transformation ist das Sourcing. Die Verlagerung von Systemen oder 
Aktivitäten auf einen Dienstleister modularisiert die interne Leistungserbrin-
gung der Bank, wodurch Teile der betrieblichen Leistungskette skalierbarer, 
planbarer und kostengünstiger werden können. Die unterschiedlichen Ele-
mente, wie die Einrichtung von Shared-Service-Centern oder das klassische 
Outsourcing, sind in vielen Instituten bereits fester Bestandteil einer erfolg-
reichen Anpassung. Richtig eingesetzt unterstützt Sourcing erfolgreich und 
nachhaltig den Transformationsprozess zu einem national und international 
konkurrenzfähigen Institut. 


